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Die Ordensschwester Pauletta
Fabrizius (Name geändert) fühlt
sich von Anfang an einsam. Sie
istweitweg von ihrerHeimat, in
Afrika, wo sie HIV-Patienten
hilft.Viele von ihnen sterben.Die
Schwester leidet unter dem
Stress, hat niemanden, dem sie
sich wirklich anvertrauen kann.
Bis sie auf ihn trifft – den Pater.

«Da ist jemand, der spricht
‹meine› Sprache. Er versteht
mich», schreibt Pauletta in einem
Buch, das letztes Jahr in Deutsch-
land für Furore sorgte und die-
sen Freitag von der Marga-Büh-
rig-Stiftung in Basel geehrtwird.
Das Buch heisst «Erzählen alsWi-
derstand» und arbeitet 23 Schick-
sale erwachsener Frauen auf.
Was sie vereint, ist die Kirche.
Und leider auch derMissbrauch,
der in ihrem Rahmen stattge-
funden hat.

DerMissbrauch beginnt
schleichend
Die 23 Frauen brechen ein Tabu,
indem sie über diesen spirituel-
len, oftmals auch sexuellenMiss-
brauch berichten – denn lange
wurde dieser imZusammenhang
mit erwachsenen Frauen in der
Kirche totgeschwiegen.

Die Ordensschwester Pauletta
Fabrizius ist eine dieser 23 Frau-
en, die im Buch ihre Geschichte
schildern. Denn leider ist der
Pater, dem sie sich anvertraut,
nicht so vertrauenswürdig, wie
er scheint. Der Missbrauch be-
ginnt schleichendundunterdem
Deckmantel der Spiritualität. Die
Ordensschwesteröffnet sich dem
Pater gegenüber.Die erste physi-
scheGrenzüberschreitung ist ihre
Hand, die er sich auf den Ober-
schenkel legt. Pauletta schreibt:
«Ich bin wie versteinert. Er redet
von unserem so guten Verständ-
nis, Verhältnis, von Gott, von be-

sonderer Nähe. Ich kann meine
Hand nicht aus seiner wegneh-
men.»Von da an eskaliert die Si-
tuation. Es folgenUmarmungen,
erneute, jetzt auch heimliche
Übernachtungen im Haus des
Paters, bis hin zu ungeschütztem
Geschlechtsverkehr und ihrem
anschliessenden Suizidversuch.

In dem Buch beschreibt die
Ordensschwester auch ihre Zer-
rissenheit: «Mit niemandemwer-
de ich darüber sprechen können.
Was? DerPater hat dich umarmt?
Du hast den Pater umarmt? Du

hast den Pater verführen wol-
len?» Oder: «War es ja nicht doch
auch meine Schuld? – Ich habe
doch nicht laut ‹nein› geschrien.
Ich bin doch selbst hingegangen
und nichtweggelaufen. Ich habe
doch mitgemacht, oder? War es
meine Dummheit?»

Es ist die Einsamkeit der Be-
troffenen, dieMelanieMuhment-
haler, Jurypräsidentin der Marga
Bührig-Stiftung, beim Lesen be-
sonders betroffen gemacht hat.
«In mehreren der Erzählungen
wird deutlich,wie isoliert sich die

Betroffenen gefühlt haben und
wie extrem auch die Grauzonen
sind. Das eigene Hinterfragen –
wo man sich selber nicht mehr
sicher ist, ob das, was einem wi-
derfährt,wirklich so schlimm ist,
auch selbstverschuldet ist oder
nicht.»

Muhmenthaler ist selbst Pfar-
rerin und Supervisorin.Alle zwei
Jahre vergibt die Marga Bührig-
Stiftung einen Förderpreis, der
feministisch-befreiungstheolo-
gische Forschung auszeichnet.
Dieses Jahr fällt die Wahl auf

das besagte Buch «Erzählen als
Widerstand», das die deutschen
Theologinnen BarbaraHaslbeck,
Regina Heyder, Ute Leimgruber
und Dorothee Sandherr-Klemp
2020 herausgegeben haben.

«Was das Buch so besonders
macht, sind nicht nur die Schil-
derungen an sich – es bleibt
nicht bloss bei der Betroffenheit
der Lesenden – sondern es ord-
net die Geschichten theologisch,
psychologisch und systemisch
ein und zeigt die Strukturen auf,
dieMissbrauch begünstigen», so

Muhmenthaler zur BaZ. Diese
Strukturen würden die Täter
schützen, nicht die Opfer. «Die
Kirche ist noch eine Männerkir-
che.» Frauenleben habe man
darin weniger im Blick. Zudem
sei dieweibliche Sexualität noch
immer schambehaftet und stark
tabuisiert. «Und dort, wo man
etwas verbietet, tritt auch eher
Missbräuchliches auf.»

Autoritäten werden kaum
hinterfragt
Kirchliche Strukturen seien im-
mer auch sehr hierarchisch. «Ob
Priester oderBischof,Autoritäten
werden kaum hinterfragt.» Das
sei besonders tragisch, wenn
diese Autoritäts- und Vertrau-
enspersonen ihreMacht über die
Schutzbefohlenenmissbrauchen.
«Auch wenn andere Personen
davonwissen, offen gesprochen
wird darüber kaum.»

Wie die Fälle im Buch aufzei-
gen,werdenBeschwerden derbe-
troffenen Frauen danach selten
ernst genommen.«Teilweisewird
die Schuld nur beim Opfer ge-
sucht. Erwachsenemüssten doch
nein sagen können.» Dabei seien
die Manipulationstaktiken der
Täter sehr perfide. «Durch ihrEr-
zählen leisten die Frauen jetzt
aber Widerstand und gewinnen
die Deutungshoheit über ihr Le-
ben und ihren Glauben zurück»,
sagt Muhmenthaler. Mit der
Preisverleihung am Freitag er-
hofft sie sich eine verstärkte Sen-
sibilisierung für dasThema auch
in der Schweiz. «Und dass man
hinhört, hinschaut – und schluss-
endlich Strukturen schafft, die die
Opfer schützen, nicht die Täter.»

Preisverleihung: Freitag,
22. Oktober 2021 um 19 Uhr im
Literaturhaus Basel,
Barfüssergasse 3, Basel.
Infos zum Buch unter
www.erzaehlen-als-widerstand.de.

23 Frauenwollen nichtmehr schweigen
Buch über Missbrauch in der Kirche Sexuelle oder spirituelle Gewalt gegen erwachsene Frauen in der Kirche wurde lange tabuisiert.
In «Erzählen als Widerstand» schildern Betroffene nun ihre Schicksale. Am Freitag ehrt die Basler Marga-Bührig-Stiftung dasWerk.

Grenzüberschreitungen beginnen in der Kirche oftmals scheinheilig und getarnt unter dem Deckmantel der Spiritualität. Foto: Stephane Mahe (Reuters)

3,5 Tonnen CO2 pro Kopfwerden
heute auf dem Kantonsgebiet in
Basel-Stadt ausgestossen – zu
viel, um die Ziele des Pariser
Abkommens zu erreichen. Die
gute Nachricht: Das sind ge-
mäss Energiestatistik 23 Pro-
zent weniger als noch vor zehn
Jahren. Die schlechte Nachricht:
Zählt man die graue Energie der
importierten Konsumgüterwie
Nahrung, Kleidung oder Elekt-
ronik dazu, dann sind es sechs
Tonnen mehr pro Person. Der
Handlungsbedarf für den
Klimaschutz ist gross. Deshalb
verlangt die Klimagerechtigkeits-
Initiative, dass auf unserem
Kantonsgebiet der Ausstoss von
Treibhaus-Emissionen bis 2030
auf netto null sinken muss.
Selbst handeln kann ein Kanton
vor allem in den Bereichen
Gebäude, Verkehr und bei
den Betrieben, bei denen er
Mehrheitseigner ist.

Basel-Stadt hat dank dem
erfolgreichen Kampf seiner
«Boomer»-Generation gegen

das AKWKaiseraugst eines
der besten Energiegesetze der
Schweiz. Bereits in den 1980er-
Jahren wurde eine Lenkungs-
abgabe auf Strom eingeführt.
Das hat die Energieeffizienz-
massnahmen forciert.Weitere
Schritte auf demWeg zur
2000-Watt-Gesellschaft folgten.
Mit der Reform des Energie-
gesetzes von 2017 wurden Nägel
mit Köpfen gemacht. Zum
Beispiel die Pflicht, beim Hei-
zungsersatz auf ein System mit
erneuerbarer Energie zu setzen.
Oder die Auflage für Grosskun-
den, die auf dem internationalen
Markt ihre Energie einkaufen,
nur erneuerbare Energie zu
berücksichtigen. Und die Pflicht,
bei Neubauten den Energie-
bedarf erneuerbar zu erbringen.

Bereits geplant ist der Ersatz
aller ÖV-Busse auf Elektroan-
trieb auf das Jahr 2027. Und die
IWB sind daran, die Fernwärme,
die heute zu 80 Prozent auf
erneuerbaren Energien beruht,
vollständig erneuerbar auszu-

richten und massiv auszubauen.
Ab 2024 startet der Pilotversuch
mit Mobility-Pricing, und die
kantonale Motorfahrzeugsteuer
soll auf ein Bonus-Malus–
System umgebaut werden.

Wird mit all diesen Mass-
nahmen das Netto-null-Ziel bis
2030 erreicht? Leider nein, wie
eine Infras-Studie für den
Kanton aufgezeigt hat. Zwar ist
bis dann viel erreicht. Doch die
völlige Umrüstung aller Haus-
halte auf erneuerbare Energie
wird bis dahin nicht möglich
sein. Dazu müssten die 60 Pro-
zent der Haushalte, welche noch
mit Öl und Gas funktionieren, in
wenigen Jahren umgerüstet
werden. Schon heute fehlen
genügend Handwerkerinnen
und Handwerker. Auch wenn
sich alle «Fridays for Future»-
Jugendliche zu Ingenieurinnen,
Heizungs-, Lüftungs- und
Elektromonteuren sowie
Solarspezialistinnen ausbilden
liessen, würde es nicht reichen,
alle erforderlichen Umbau-

arbeiten in so kurzer Zeit zu
realisieren.

Deshalb überzeugt der Vor-
schlag der Basler Regierung, der
das Netto-null-Ziel auf das Jahr
2040 setzt. Auch dies ist ambiti-
oniert. Doch die Vorlage zeigt
Wege auf, indem die notwendi-
gen Massnahmen klug auf-
einander abgestimmt werden.
Auch diese Strategie steht und
fällt mit dem Tempo ihrer
Umsetzung. Dazu müssten das
Bewilligungswesen sowie die
vielen Einsprachemöglichkeiten
gestrafft werden. Bis alle Geset-
ze demokratisch beschlossen
sind, wird es lange dauern. In
der Schweiz benötigt die Errich-
tung einerWindanlage oft
20 Jahre, in Basel die Entwick-
lung klimaneutraler Quartiere
etwa zehn und die Umrüstung
eines Hauses auf Fotovoltaik bis
zu drei Jahre. So kommenwir
auch bis 2040 nicht ans Ziel.

Der Umbau zur klimaneutralen
Stadt ist eine gewaltige Aufgabe.

Sie gelingt nur, wenn alle an
einem Strick ziehen: die Ver-
waltung, indem sie das Bewilli-
gungsgestrüpp ausmistet; die
Firmen, indem sie ihre Prozesse
möglichst auf Kreislaufsysteme
umstellen; die Jugendlichen,
indem sie die entsprechenden
Berufe erlernen; die Banken,
indem sie aus fossilen Anlagen
aussteigen – und vieles mehr.
Dazu braucht es aber auch –
nebst Vorschriften – eine positi-
ve Grundstimmung, um chroni-
schen Bedenkenträgern den
Wind aus den Segeln zu nehmen.

Ein Netto-null-Ziel per 2030
anzustreben und es nicht
erreichen zu können, produziert
nur Frust statt eine gemeinsame
Aufbruchstimmung. Schneller
ist nicht immer besser.

Klimaschutz: Schneller ist nicht immer besser
Warum das Netto-null-Ziel 2030 eine Illusion und der Umbau zur klimaneutralen Stadt eine gewaltige Aufgabe ist.

Klar Fetz

Kulinarik DasUnternehmenMitte
hat ein Gourmet-Restaurant er-
öffnet. Für 95 Franken werden
dort neuerdings 7-Gänge-Menüs
angeboten – je nachVorliebe des
Gastesmit Fleisch, Fisch oderve-
gan. Studierende zahlen für die
sieben Gänge nur 75 Franken.
Dem Unternehmen Mitte sei es
wichtig,dass dasRestaurant nicht
nur für eine Elite zugänglich sei,
erklärt Pola Rapatt, Mitglied der
Geschäftsleitung.

Umkeinen elitärenTouch auf-
kommen zu lassen, ist das Res-
taurant auch nicht mit einer
Stoffwand oder Ähnlichem vom
Rest des Kaffeehauses getrennt.
Eine solche Separation wolle
man genau nicht, erklärt Rapatt.
Stattdessen beansprucht es von
Donnerstag bis Sonntag ab
18 Uhr ganz einfach einen Teil
der Halle für sich.

Kulinarisch geführt wird das
Gourmet-Restaurant von Pedro
Limao, einemKoch aus Portugal.
Ein Blick auf die Speisekarte ver-
rät, dass sowohl bekannte Ge-
richte wie Thunfisch-Tartar wie
auch ausgefallenere Kreationen
wie etwa einen Aperol-Spritz-
Schaum serviert werden. (red)

UnternehmenMitte
eröffnet Gourmet-
Restaurant

Anita Fetz
Alt-Ständerätin SP
Basel-Stadt und
BaZ-Kolumnistin

17

Region
Freitag, 22. Oktober 2021

Thomas Dähler

Das von der Bildungs-, Kultur-
und Sportdirektion (BKSD) von
Regierungsrätin Monica Gsch-
wind erarbeitete Stärkungspaket
fürdie Baselbieter Schulen ist die
Reaktion auf die schlechten Re-
sultate der Baselbieter Primar-
und Sekundarschulen bei der
ersten schweizerischenÜberprü-
fungderGrundkompetenzen.Da-
bei handelt es sich um nationale
Tests,die sich amneuenLehrplan
orientieren und erstmals erwor-
bene Kompetenzen vergleichen.
In Mathematik und Deutsch hat
der Kanton in den hinteren
Rängen abgeschlossen.

Im Landrat haben sich am
Donnerstag mit Ausnahme der
SVP alle Fraktionen hinter die
vorgeschlagenen Massnahmen
gestellt. Gewürdigtwurde insbe-
sondere, dass die BKSD alle an
der Schule und an der Bildungs-
politik beteiligten Kräfte in die
Ausarbeitung des Pakets ein-
bezogen hat. «Das ist eine riesige
Chance für den Kanton und für
dessen Schulen», sagte Ernst
Schürch (SP). «Das Programm
setzt einen längeren Prozess in
Gang, der den Bildungserfolg
nachhaltig verbessert», sagte
Heinz Lerf (FDP).

SVP unprofessionell?
DieSchwerpunktedesProgramms
liegen auf der Förderung der
Grundkompetenzen in Deutsch
undMathematik, auf demneu ei-
genständigen Fach «Medien und
Informatik»undderdidaktischen
Weiterbildung für Lehrerinnen
und Lehrer.

DerKredit von 50MillionenFran-
ken ist fürdie Schuljahre 2022/23
bis 2027/28 bestimmt. Zwölf
Millionen Franken kosten die
Massnahmen die Gemeinden
als Träger der Primarschulen.
Sie sollen damit SOS-Lektionen
für die Betreuung schwieriger
Schülerinnen und Schüler sowie
Massnahmen zugunsten der In-
formatik finanzieren.

Die SVP bekämpfte den Kre-
dit. «Geld alleinmacht den Erfolg
nicht aus», sagte Anita Biedert
(SVP). Die Fraktion stellte eine
Reihe von Änderungsanträgen,

die auf breite Kritik stiessen,weil
sie erst kurz vor der Landratssit-
zung gestellt worden waren.
Kommissionspräsident Pascal
Ryf (Mitte) kritisierte, dass die
Anträge trotz Aufforderungen
erst jetzt gestellt worden seien,
und warf den SVP-Vertretern
«unprofessionelle Arbeit» vor.
Dies löste imRat auf allen Seiten
Emotionen aus. SVP-Fraktions-
präsident Peter Riebli sah sich
sogar genötigt, in einer Frakti-
onserklärung die Kritik an den
verspäteten Anträgen als «eine
Schande und ein starkes Stück»

zu geisseln. Es sei das Recht aller
Parlamentarier, bis zum Ent-
scheid Abänderungsanträge zu
stellen.

Kritik am Schulsystem
Materiell stellte Anita Biedert
die Frage, ob stattdessen das
Schulsystem nicht grundlegen-
deVeränderungen erfahren solle.
Ermando Imondi (SVP) war
dagegen, 50Millionen «in ein al-
tes Schulsystem zu buttern».

Caroline Mall (SVP) erklärte,
sie sei zwar grundsätzlich für die
Massnahmen,verlange aberMit-

tel, die verhältnismässig seien.Es
brauche nach einer gewissen Zeit
Wirkungsberichte. Und es gehe
nicht an, dass der Kanton Mass-
nahmen beschliesse, welche die
Gemeinden bezahlen müssten.

Bildungsdirektorin Monica
Gschwind verteidigte das Mass-
nahmenpaket vehement. Es gehe
letztlich umdas Ziel des Kantons,
95 Prozent der Jugendlichen
einen Berufs- oder Mittelschul-
abschluss zu ermöglichen. «Der
Grundstein für ein erfolgreiches
Berufsleben wird in der Volks-
schule gelegt.»

50Millionenmehr für
die Baselbieter Schulen
Pläne für die Jahre 2022 bis 2028 Der Landrat beschliesst Massnahmen, die die Stellung des Kantons
im nationalen Bildungsranking verbessern sollen. Einzig für die SVP sind diese zu teuer.

Kommissionspräsident Pascal Ryf (Mitte) wirft der SVP unprofessionelle Arbeit vor. Foto: Florian Bärtschiger

Der Landrat hat am Donnerstag
in einer zweieinhalbstündigen
Debatte die erste Lesung zum re-
vidierten Sozialhilfegesetzvorge-
nommen.Zu demErlass also, der
im April 2018 mit der berühmt-
berüchtigten Motion von Peter
Riebli (SVP) angestossenworden
war.Dochvonder radikalen, zum
Teil gar als unmenschlich be-
zeichneten Motion Riebli ist
kaummehretwasübriggeblieben.
Das leistungsorientierte Stufen-
modell–miteiner30-prozentigen
Kürzung derbisherigen Leistung
auf Stufe I und ergänzenden Be-
lohnungszahlungen –wurde eli-
miniert. Stattdessen erhalten So-
zialhilfebeziehende,die Kurse zur
StärkungderSprach- undGrund-
kompetenzen besuchen oder
an Beschäftigungsprogrammen
teilnehmen,Motivations- undBe-
schäftigungszuschüssewährend
zwei bis drei Jahren.

Dafür sollen sich Sozialhilfeab-
hängige aber nach zwei Jahren
einen sogenannten Langzeit-
abzug von circa 40 Franken pro
Monat gefallen lassen.Wobei das
Gesetz allerdings einen Katalog
von Ausnahmen vorsieht. Und
schliesslich soll einAssessment-
Centermit Beratung und Präven-
tion dafür sorgen,dassMenschen
gar nicht erst in die Sozialhilfe
geraten.

Antrag auf Nichteintreten
Nun wurde eigentlich erwartet,
dass dieses im Laufe der Zeit im-
merweitervon derMotion Riebli
wegrückende Gesetz zu einer
bitteren Pille für die SVPwerden
würde. Eswar indessen die Frak-
tion Grüne/EVP, welche die Re-
vision vomTischwischenwollte
und einen Antrag auf Nichtein-
treten stellte. Klaus Kirchmayr
(Grüne) begründete ihn insbe-

sondere mit politischen und fi-
nanziellen Gründen. «DieMehr-
heiten im Landrat sind heute
andere», sagte Kirchmayr. Er
spielte darauf an, dass seit April
2018, als die Motion mit gerade
einer StimmeDifferenz überwie-
sen worden war, Grüne und SP
bei denWahlen ins Kantonspar-
lament zugelegt haben. Zudem
koste die Sozialhilfemit den neu-
en Massnahmen mehr, und bei
den Bezügern komme erst noch
weniger Geld an. «Reine Büro-
kratie also», geisselte Kirchmayr.

Offiziell unterstütztwurde der
Nichteintretensantrag nur von
derSP. FraktionssprecherinMir-
jamWürth wies auf die ohnehin
limitierten Chancen von Sozial-
hilfeabhängigen auf demArbeits-
markt hin und folgerte daraus:
«Wir werden keine Revision auf
dem Buckel der Ärmsten unter-
stützen.» Dabei ging es der SP in

allererster Linie um den soge-
nannten Langzeitabzug, den die
Partei nicht akzeptieren wollte
und als «rote Linie» bezeichnete.

Nach einer veritablen Brand-
rede von Finanzdirektor Anton
Lauber (Mitte), inwelcher er den
Landrätinnen und Landräten
dringend davon abriet, «das Kind
mit dem Bade auszuschütten»,
beschloss der Landratmit 54 ge-
gen 29 Stimmen, auf das Gesetz
einzutreten.Von einer geschlos-
senen Ablehnung war die rot-
grüne Seite aber weit entfernt.

Volksabstimmung so oder so
In der Detailberatung ging es
dann praktisch nur noch darum,
ob die SP mit ihrem Antrag, den
Langzeitabzug aus dem Gesetz
zu streichen, eine Chance haben
würde.Das hatte sie jedochnicht.
Zumeinen,weil die Bürgerlichen
imAbzug ein Gegenstück zu den

Motivations- und Beschäfti-
gungsbeiträgen sahen, zum an-
dern, weil FDP-Fraktionschef
Andreas Dürr den Abzug als
«unsere rote Linie» bezeichnete.
Mit 37 Ja- zu 43 Nein-Stimmen,
bei zwei Enthaltungen,wurdeder
Antrag abgelehnt.

Die zweite Lesung mit an-
schliessender Schlussabstim-
mung findet voraussichtlich in
zweiWochen statt. Macht die SP
dann ihre Drohung wahr und
lehnt das Gesetz ab, wird es
mangels Vierfünftelmehr zu ei-
nerVolksabstimmung kommen.
Das wäre allerdings auch dann
der Fall, wenn die SP wider Er-
warten ihrenAntrag in der zwei-
ten Lesung noch durchbringen
sollte. Dann würde wohl ein
Grossteil der Bürgerlichen in der
SchlussabstimmungNein sagen.

Thomas Gubler

Grabenkämpfe um neues Sozialhilfegesetz
Rote Linien im Landrat Von der radikalen, zum Teil gar als unmenschlich bezeichneten Motion Riebli
ist kaummehr etwas übrig. Wahrscheinlich muss das Volk letztlich über das Sozialhilfegesetz entscheiden.

Für die Teilrevision des Univer-
sitätsvertrags sowie für den
Globalbeitrag fanden sich im
Landrat nur Befürworter. Der
Kanton Baselland wird in den
nächsten vier Jahren 670,1 Milli-
onen Franken an die gemeinsa-
me Universität bezahlen.

Alle Parteienwie die SP lobten,
dass es der Regierung gelungen
sei, den Kanton Baselland als
«gleichwertigen Partner zu etab-
lieren»,der sichnun«auf gleicher
Augenhöhe» befinde. Sogar von
einemhohen «Glücksindex»war
die Rede.Die SVPbegrüsste, dass
«endlich eine grössere Transpa-
renz» erreicht worden sei.

Die Fraktion Grüne/EVP
zeigte sich zufrieden damit,
dass die Verwaltung und Finan-
zierung der Immobilien derUni-
versität nun besser geregelt
seien. Einziger negativer Punkt
ist für die FDP, dass das Basel-
biet «noch immer kein aner-
kannter Hochschulkanton» sei.
Ein Sitz im Hochschulrat fehle,
monierten auch CVP/GLP. Die
Baselbieter Bildungsdirektorin
Monica Gschwind (FDP) kündig-
te im Landrat an, dies ändern
zu wollen.

Standortvorteil wird berappt
Im Globalbeitrag wird Basel-
Stadt etwas mehr an die Univer-
sität zahlen als Baselland – näm-
lich 15 Millionen Franken. Neu
muss der Kanton Basel-Stadt
nämlich einen Standortsvorteil-
Zusatz von 10 Prozent berappen.
Ausserdem werden die Beiträge
zum Restdefizit nach Abzug der
Vollkosten für die Studierenden
jetzt nach den jeweiligen wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkei-
ten der Kantone berechnet.

Gemäss Berechnungen der
Nachrichtenagentur Keystone-
SDA war der Globalbeitrag in
früheren Perioden je zur Hälfte
auf die beidenKantone aufgeteilt.
50 Prozent betrug also derAnteil
des Kantons Basel-Landschaft
für die Perioden 2009-2013 und
2014-2017. Erst in der laufenden
Periode 2018-2021 wurde das
Verhältnis zuungunsten der Ba-
selbieter gekippt, die knapp 51
Prozent bezahlten, Basel-Stadt
lediglich etwa 49 Prozent. Mit
demneuenVertragwird dasVer-

hältnis umgekehrt: 50,5 Prozent
wird Basel-Stadt zahlen, das Ba-
selbiet 49,5 Prozent.

Gegenüber der aktuellen Ver-
tragsperiode erhält die Univer-
sität Basel auf die nächsten vier
Jahreverteilt 49,3Millionenmehr
von den beiden Kantonen (ins-
gesamt 1,35 Milliarden Franken).
DerKantonBasellandwird jedoch
nur 5,8 Millionen Franken mehr
zahlen müssen als in der laufen-
denVertragsperiode.Basel-Stadt
muss 43,5Millionenmehrzahlen.

DerBaslerGrosse Rat hat dem
gemeinsamen Universitätsver-
trag noch nicht zugestimmt. (sda)

Landrat bewilligt
Universitätsvertrag
670 Millionen Gestern hat
das Baselbieter Parlament
den Universitätsvertrag
einstimmig genehmigt.

Die Uni Basel erhält
auf die nächsten
vier Jahre verteilt
49,3Millionenmehr
von den beiden
Kantonen.


